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Einleitung 
 
Die GAS- UND WASSERSTOFFWIRTSCHAFT e. V. bedankt sich für die Möglichkeit zur Stel-
lungnahme zum Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Wärmeplanungsgesetzes. Der 
vorliegende Gesetzentwurf verfolgt das Ziel, die kommunale Wärmeplanung insbesondere 
für kleinere Kommunen praktikabler und ressourcenschonender auszugestalten sowie be-
stehende Umsetzungshemmnisse im Vollzug des Wärmeplanungsgesetzes abzubauen. 
 
Grundsätzlich ist das Bestreben zu begrüßen, Verfahren zu vereinfachen und kommunale 
Akteure bei der Umsetzung der Wärmeplanung administrativ zu entlasten. Angesichts der 
engen zeitlichen, personellen und finanziellen Rahmenbedingungen vieler Kommunen sind 
pragmatische und umsetzbare Lösungen von zentraler Bedeutung, um die Wärmewende 
vor Ort erfolgreich voranzubringen. 
 
Aus Sicht der Gas- und Wasserstoffwirtschaft ist dabei jedoch entscheidend, dass die kom-
munale Wärmeplanung weiterhin konsequent technologieoffen ausgestaltet bleibt. Die 
Transformation hin zu einer klimaneutralen Wärmeversorgung erfordert die Nutzung aller 
verfügbaren klimaneutralen Optionen. Dazu gehören auch leitungsgebundene Lösungen 
auf Basis grüner Gase. Bestehende Infrastrukturen, regionale Potenziale sowie unter-
schiedliche Siedlungs- und Versorgungsstrukturen müssen dabei angemessen berück-
sichtigt werden. 
 
Vor diesem Hintergrund sehen wir insbesondere mit Blick auf die vorgesehene Ausgestal-
tung des neuen § 22a WPG-E Anpassungsbedarf. Die geplanten Regelungen bergen das 
Risiko, bestimmte klimaneutrale Versorgungsoptionen strukturell zu benachteiligen und die 
notwendige Technologieoffenheit der Wärmeplanung faktisch einzuschränken. 

Anpassung des § 22a notwendig 

 
Der Gesetzentwurf geht ausdrücklich davon aus, dass leitungsgebundene Wärmeversor-
gungslösungen in kleinen und eher ländlich geprägten Kommunen „eher selten zu erwar-
ten“ seien. Daraus wird abgeleitet, dass das beplante Gebiet grundsätzlich als „Gebiet für 
die dezentrale Wärmeversorgung“ dargestellt werden soll, während leitungsgebundene 
Lösungen lediglich im Rahmen gesonderter Prüfgebiete betrachtet werden können. Dies 
würde wie im Gesetzesentwurf richtig fromuliert, rund 90% aller Kommunen in 
Deutschland betreffen.  
 
Dadurch besteht die Gefahr einer strukturellen Vorfestlegung. Denn die vorgesehene Stan-
dardausweisung setzt faktische Vorfestlegung zugunsten dezentraler, überwiegend elek-
trischer Einzellösungen. Demgegenüber müssten leitungsgebundene Optionen auf Basis 
grüner Gase aktiv identifiziert, begründet und mit zusätzlichem planerischem Aufwand un-
tersucht werden. 
 
Gerade kleine Kommunen, für die die Neuregelung geschaffen wird, verfügen häufig nur 
über begrenzte personelle und finanzielle Ressourcen. Vor diesem Hintergrund ist zu er-
warten, dass vertiefte Prüfungen potenzieller Wasserstoff-, Wärmenetz- oder Biomethan-
lösungen vielfach aus Zeit-, Kosten- und Kapazitätsgründen unterbleiben, selbst dann, 
wenn diese vor Ort technisch sinnvoll oder wirtschaftlich tragfähig sein könnten. Damit 
droht aus einer Verfahrensvereinfachung faktisch eine einseitige Vorstrukturierung der 
späteren dezentrale Wärmeversorgung zu werden. 
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Besonders kritisch bewerten wir zudem die asymmetrische Ausgestaltung der Prüfgebiete. 
Während Wärmenetze bereits bei vergleichsweise niedrigschwelligen Voraussetzungen in 
Betracht gezogen werden können, sind die Anforderungen an Biomethan- und Wassers-
toff-Prüfgebiete kumulativ und sehr hoch angesetzt. Voraussetzungen wie industrielle 
Großabnehmer oder gesicherte Erzeugungs- beziehungsweise Anbindungsperspektiven 
dürften in vielen kleineren Kommunen kaum erfüllbar sein. Dies erschwert die Berücksich-
tigung molekülbasierter Versorgungslösungen erheblich. 
 
Kritisch ist auch, dass die planungsverantwortliche Stelle bereits im Rahmen der ersten 
Wärmeplanung begründen soll, dass eine leitungsgebundene Versorgung mit grünen 
Gasen wirtschaftlich sein wird. Damit werden an Biomethan, Wasserstoff und andere grüne 
Gase Anforderungen gestellt, die in dieser frühen Planungsphase häufig kaum belastbar 
nachgewiesen werden können.  
 
Aus Sicht der GAS- UND WASSERSTOFFWIRTSCHAFT e. V. besteht daher das Risiko, dass 
Biomethannetze in ländlich geprägten Räumen strukturell benachteiligt werden. Gerade 
dort können erneuerbare Gase jedoch einen wichtigen Beitrag leisten, um regionale Bio-
massepotenziale zu erschließen, bestehende Gasinfrastrukturen effizient weiterzuverwen-
den und die Wärmeversorgung resilient sowie bezahlbar zu gestalten. 
 
Die kommunale Wärmeplanung sollte daher auch im vereinfachten Verfahren konsequent 
technologieoffen ausgestaltet werden. Grüne Gase dürfen nicht durch implizite planerische 
Vorannahmen oder unverhältnismäßige Prüfanforderungen benachteiligt werden. Erfor-
derlich sind vielmehr ausgewogene und praxistaugliche Kriterien, die eine realistische 
Prüfung aller klimaneutralen Versorgungsoptionen ermöglichen, auch und gerade in klei-
nen Kommunen. 
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Als Stimme der Branche bündelt der Verband DIE GAS- UND WASSERSTOFFWIRTSCHAFT e.V. 

die Interessen seiner Mitglieder und setzt sich dafür ein, dass die Potenziale von Wasserstoff  
und seiner Derivate sowie Biogas und Erdgas inklusive der dazugehörigen Infrastruktur genutzt 

werden. Zudem informiert er über die Chancen, die gasförmige Energieträger für ein klima-

neutrales als auch resilientes Energiesystem bieten, und treibt die Transformation der Branche 
hin zu neuen Gasen voran. Der Verband wird von führenden Unternehmen der Energiewirt-

schaft getragen und umfasst die gesamte Wertschöpfungskette von Produktion, Transport, 

Verteilung bis hin zu Handel, Vertrieb und Anwendungen. Weitere Branchenverbände und  

Industrieunternehmen unterstützen ihn als Partner. 


